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Soloselbstständige Immobilienkauf ADS-Net

Steuern sparen beim Hauskauf –  
wir zeigen, worauf Sie achten sollten.

So erhalten Sie  
die Corona-Neustarthilfe. 

Unser neues Mandantenportal  
ist in der ersten Region im Einsatz. 
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über 30 Millionen Menschen setzen sich in ihrer Freizeit ehrenamtlich  
für das Gemeinwohl ein – sie engagieren sich im Sportverein, in einer 
kirchlichen Einrichtung oder einer Hilfsorganisation. Auch wenn dieser 
Einsatz nicht finanziell honoriert wird, lohnt er sich: Das gute Gefühl,  
gebraucht zu werden, ist ein großer Motivationsfaktor. Forscher fanden 
heraus, dass soziales Engagement in vielerlei Hinsicht hilft, gesund zu  
bleiben. Wer sich für andere Menschen einsetzt und eine sinnvolle  
Aufgabe ausübt, ist zufriedener. Auch Geist und Körper werden belohnt, 
wenn man sich mindestens zwei Stunden pro Woche ehrenamtlich  
engagiert.

Letztendlich profitiert jeder Einzelne davon, denn unsere Gesellschaft 
wäre ohne diesen ehrenamtlichen Einsatz eine andere. Der Wohlstand 
eines Landes bemisst sich nicht allein an Wirtschaftszahlen. Ganze  
Bereiche könnten ohne ehrenamtliches Engagement nicht über- 
leben, weshalb das Ehrenamt auch häufig als Rückgrat der Gesellschaft  
bezeichnet wird. Die Bundesregierung hat schon lange erkannt, wie  
wichtig dieses Fundament ist, und schafft Unterstützung durch ent- 
sprechende Rahmenbedingungen.

In der Corona-Pandemie ist uns noch einmal bewusst geworden, wie 
wichtig es ist, sich für Hilfsbedürftige einzusetzen. Viele helfen und  
packen mit an, erledigen Einkäufe für andere Menschen, geben Nach-
hilfe oder unterstützen Tafeln. Einzelhändler, die beispielweise während  
der Corona-Pandemie liegen gebliebene Ware spenden, statt sie zu  
entsorgen, werden umsatzsteuerlich begünstigt. Steuerlich bevorzugt 
werden auch Helferinnen und Helfer, die sich bei der Umsetzung der  
Impfstrategie einsetzen. Alle Informationen hierzu und viele weitere 
spannende Themen finden Sie in dieser Ausgabe. 

Viel Spaß beim Lesen!

Mit freundlichen Grüßen

Frank Neuhorst	  Matthias Weiß

Liebe Leserinnen und Leser,
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Aufgrund der Corona-Pandemie sind 
derzeit viele Soloselbstständige 

stark in ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit 
eingeschränkt. Weil sie allerdings nur 
geringe betriebliche Fixkosten haben, 
kommt für sie eine Fixkostenerstattung 
im Rahmen der Überbrückungshilfe III  
nicht infrage. Für diese Zielgruppe ist 
die Neustarthilfe gedacht: Für den  
Förderzeitraum vom 01.01.2021 bis 
zum 30.06.2021 können Betroffene 
unter www.ueberbrueckungshilfe- 
unternehmen.de einmalig bis zu 
7.500,00 € beantragen. Im Regelfall 
soll die Neustarthilfe innerhalb weniger 
Tage nach Antragstellung ausgezahlt 
werden. Die Antragsfrist endet am 
31.08.2021.

Die Förderhöhe beträgt bis zu 50 % 
eines sechsmonatigen Referenzum- 
satzes, der auf Basis des Jahresumsatzes  
2019 berechnet wird. Der Umsatz im 
Förderzeitraum Januar bis Juni 2021 
wird rückwirkend geprüft, gegebenen-
falls muss die Neustarthilfe ganz oder 
teilweise zurückgezahlt werden. Haben 
Soloselbstständige eine Umsatzeinbuße  
von über 60 % zu verzeichnen, dürfen 
sie die Neustarthilfe in voller Höhe be-
halten. Sollte der Umsatz während der 
sechsmonatigen Laufzeit aber bei mehr 
als 40 % des Referenzumsatzes liegen, 

sind die Vorschusszahlungen antei-
lig zurückzuzahlen. Liegt der erzielte 
Umsatz bei 90 % oder höher, muss die 
Neustarthilfe vollständig zurückgezahlt 
werden.

Soloselbstständige  
in Gesellschaften

Inzwischen können auch Soloselbst-
ständige mit Personengesellschaften 
und Ein-Personen-Kapitalgesellschaf-
ten einen Antrag stellen; zudem ist die 
Antragstellung über prüfende Dritte 
für alle (juristische und natürliche Per-
sonen) möglich. Seit dem 15.03.2021 
können Soloselbstständige, die Gesell-
schafter einer Personengesellschaft 
sind, in ihrem Antrag auf Neustarthilfe 
die Umsätze der Personengesellschaft 
geltend machen. Dafür geben sie im 
Antragsformular die Umsatzanteile der 
Personengesellschaft an. Die Höhe des 
Anteils richtet sich danach, wie norma-
lerweise die Gewinne der Personen- 
gesellschaft verteilt werden.

Und schließlich können seit dem 
30.03.2021 auch Mehr-Personen- 
Kapitalgesellschaften die Neustarthilfe  
beantragen. Eine Mehr-Personen- 
Kapitalgesellschaft ist antragsberech-
tigt, wenn sie 

1.	 den überwiegenden Teil ihrer Um-
sätze aus Tätigkeiten erzielt, die bei 
einer natürlichen Person als frei- 
berufliche oder gewerbliche Tätig-
keiten gelten würden, 

2.	vor dem 01.05.2020 gegründet  
wurde und 

3.	 von einem ihrer Gesellschafter zu 
mindestens 25 % gehalten wird. 

Für diesen Gesellschafter gelten folgen-
de Bedingungen:
•	 Er/sie arbeitet mindestens 20 Stun-

den pro Woche für die Gesellschaft, 
•	 beschäftigt höchstens eine Teilzeit-

kraft, 
•	 ist bei einem deutschen Finanzamt 

gemeldet und
•	 hat die Überbrückungshilfe nicht in 

Anspruch genommen.

Bundeswirtschaftsminister Altmaier 
hat bekräftigt, dass es für die Verwen-
dung der Neustarthilfe keine Vorgaben 
gibt und dass sie nicht auf die Grund-
sicherung angerechnet wird. Sie muss 
aber in der Einkommensteuer-, Körper- 
schaftsteuer- und Gewerbesteuer- 
erklärung als steuerbare Betriebsein-
nahme erfasst werden, sodass sie die 
Steuerlast erhöht. Als echter Zuschuss 
unterliegt sie allerdings nicht der  
Umsatzsteuer.� ■

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale

Die Neustarthilfe unterstützt Soloselbstständige, die im Rahmen der sogenannten Überbrückungshilfen III keine  
Fixkosten geltend machen können, aber dennoch stark von der Corona-Krise betroffen sind. 

So erhalten Solo- 
selbstständige die  
Corona-Neustarthilfe 

Das Wunschkind ist mehrere  
Wochen zu früh geboren – diese  

besondere Situation berücksichtigt der  
Gesetzgeber künftig beim Eltern-
geldanspruch. Mit der Reform werden 
vor allem die Elternzeit und die Bezugs-
zeit von Elterngeld im Fall von Frühge-
burten verlängert. Damit sollen Eltern 
auch mehr Zeit erhalten, mögliche Ent-
wicklungsverzögerungen ihrer Kinder 
aufzufangen. 

Das Elterngeld gleicht fehlendes Ein-
kommen von Eltern aus, die ihr Kind 
nach der Geburt betreuen und wäh-
rend dieser Zeit nicht oder nur noch in 
geringem Umfang arbeiten wollen. Es 
beträgt mindestens 300,00 Euro und 

maximal 1.800,00 Euro pro Monat,  
abhängig vom Nettoverdienst vor der 
Geburt des Kindes.

Die Elterngeld-Reform sieht im Fall von 
Frühgeburten ein Stufenmodell vor. So 
verlängert sich der Bezug des Basis- 
elterngeldes um einen auf 13 Mona-
te, wenn die Geburt mindestens sechs 
Wochen vor dem errechneten Ent- 
bindungstermin liegt. Bei mindestens  
8 Wochen verlängert sich der Anspruch 
auf 14 Monate, bei 12 Wochen auf  
15 Monate und bei 16 Wochen auf  
16 Monate. Gleichzeitig ändert sich  
die Einkommensgrenze: Bisher lag sie 
für Paare bei 500.000,00 Euro Jahres-
einkommen; nun wurde sie gesenkt  

auf 300.000,00 Euro Jahreseinkom-
men, für Alleinerziehende bleibt es 
wie bisher bei 250.000,00 Euro. Wer 
unterhalb dieser Grenze liegt, erhält 
Elterngeld. Topverdiener gehen somit 
leer aus.  

Die Gesetzesnovelle sieht zudem vor, 
dass die erlaubte wöchentliche Arbeits-
zeit für Eltern, die während des Eltern-
geldbezuges in Teilzeit arbeiten, von 30 
auf 32 Stunden angehoben wird. Der 
Partnerschaftsbonus, der die parallele 
Teilzeit beider Eltern ermöglicht, soll 
künftig mit 24 bis 32 Wochenstunden 
statt mit bisher 25 bis 30 Wochen- 
stunden bezogen werden können –  
also mit vollen vier Tagen pro Woche.�■

von Andreas Brosien, Steuerabteilung, Zentrale

Mehr Zeit für das Frühchen: 
Reform von Elternzeit und Elterngeld 

ab September 2021

Wenn ein Kind zu früh geboren wird, müssen die Eltern sehr viel auf einmal regeln.  
Eine Reform des Elterngeldes erleichtert ab September 2021 einiges – zumindest finanziell.

Tipps für Ihren Geldbeutel Tipps für Ihren Geldbeutel
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Nach einer Pressemitteilung des 
nordrhein-westfälischen Finanz-

ministeriums können Menschen, die 
nebenberuflich beim Impfen der Bevöl-
kerung unterstützen, ihre Einkünfte wie 
folgt steuerfrei stellen lassen.

1.  Übungsleiterpauschale

Wer nebenberuflich in einem Impf- 
zentrum Aufklärungsgespräche führt 
oder beim Impfen selbst beteiligt ist, 
kann in seinen Einkommensteuer- 
erklärungen 2020 und 2021 die 
Übungsleiterpauschale berücksichti-
gen. Sie beträgt maximal 2.400,00 € für 
das Jahr 2020 und maximal 3.000,00 € 
für das Jahr 2021. Bis zu diesem Betrag 
bleiben demnach alle Einkünfte aus 
dem nebenberuflichen Engagement 
steuerfrei.

Abseits von Impfzentren können neben 
Übungsleitern auch Trainer in Sport- 
vereinen, Chorleiter oder Ausbilder 
bei der freiwilligen Feuerwehr die 
Übungsleiterpauschale in Anspruch 
nehmen. Voraussetzung ist, dass die 
Person diese Tätigkeit im Dienst bzw. 
im Auftrag einer öffentlichen oder  
öffentlich-rechtlichen Institution, eines 
gemeinnützigen Vereins, einer Kirche 
oder einer vergleichbaren Einrichtung 
erbringt. Die Tätigkeit muss zudem  
gemeinnützige, mildtätige oder kirch-
liche Zwecke fördern und darf nur im 
Nebenberuf ausgeübt werden.

2.  Ehrenamtspauschale

Wer nebenberuflich in der Verwaltung 
und der Organisation von Impfzentren 
arbeitet, kann die Ehrenamtspauschale 

in Anspruch nehmen: Sie liegt für das 
Jahr 2020 bei maximal 720,00 €, seit 
2021 sind bis zu 840,00 € steuerfrei.

Die Ehrenamtspauschale lässt 
sich generell für jede Art von 
Tätigkeit bei gemeinnützigen 
Vereinen sowie kirchlichen und 
öffentlichen Einrichtungen bean- 
spruchen, beispielsweise für eine 
Tätigkeit als Vereinsvorstand, 
Schatzmeister, Platz- oder Geräte-
wart. Voraussetzung ist, dass man 
das Ehrenamt im ideellen Bereich 
(also in der Vereinsarbeit) oder 
in einem sogenannten Zweck- 
betrieb ausübt.� ■

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale 

Wer hilft, dem wird geholfen:
steuerliche Entlastung für das Ehrenamt

Im Kampf gegen die Corona-Pandemie wurden deutschlandweit 60 Impfzentren eingerichtet. Dort engagieren sich auch 
zahlreiche ehrenamtliche Helferinnen und Helfer in der Umsetzung der Impfstrategie. Die Finanzministerien von Bund 

und Ländern haben sich nun auf Steuervergünstigungen für diesen Personenkreis geeinigt. 

i Das aktuelle Schreiben betrifft  
Einzelhändler, die ihre Waren auf-

grund der Corona-Krise nicht mehr  
regulär verkaufen können – zum  
Beispiel, weil es sich um Saisonware 
handelt und das Geschäft aufgrund 
der Corona-Maßnahmen geschlossen 
war. Entscheidet sich der Einzelhändler 
dazu, diese Waren an gemeinnützige 
Vereine zu spenden, wird dies nicht als 
unentgeltliche Wertabgabe besteuert. 
Diese Regelung gilt für Warenspenden 
im Zeitraum vom 01.03.2020 bis zum 
31.12.2021.

Der Vorsteuerabzug des Einzelhändlers 
bleibt erhalten. Das BMF-Schreiben  

stellt also eine Billigkeitsregelung  
dar. Damit will das Ministerium ver- 
hindern, dass Einzelhändler, die von  
der Corona-Krise betroffen sind und 
trotzdem Gutes tun, umsatzsteuerlich 
auch noch belastet werden.

Parallel zum aktuellen Schreiben hat 
sich das BMF zur umsatzsteuerlichen 
Bemessungsgrundlage bei Sachspen-
den geäußert, wenn diese nicht von  
den hier genannten Einzelhändlern  
kommen. Danach bestimmt sich die  
Bemessungsgrundlage einer Sach-
spende nicht nach den ursprünglichen 
Anschaffungs- oder Herstellungskos-
ten, sondern nach dem fiktiven Ein-

kaufspreis im Zeitpunkt der Spende. 
Auf diese Bemessungsgrundlage ist 
Umsatzsteuer zu entrichten, wenn der 
Einkauf der Waren zum Vorsteuer- 
abzug berechtigt hat.� ■

von Alexandra Crisan, Steuerabteilung, Zentrale 

Als Einzelhändler Gutes tun 
und dafür steuerlich entlastet werden

Einzelhändler, die durch die Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich negativ betroffen sind und ihre Waren 
an gemeinnützige Organisationen spenden, werden nun in umsatzsteuerlicher Hinsicht begünstigt. Das macht ein  

Schreiben des Bundesfinanzministeriums (BMF) klar.

SPENDE

SPENDE

Tipps für Ihren Geldbeutel Tipps für Ihren Geldbeutel
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Wer eine Immobilie kauft, kann 
die Anschaffungskosten auf die 

Nutzungsdauer verteilen und als Ab-
schreibung jährlich geltend machen. 
Dies gilt jedoch nur für die Kosten, die 
auf den Gebäudeanteil entfallen. Die 
anteiligen Kosten für den dazugehöri-
gen Grund und Boden können nicht als 
Werbungskosten berücksichtigt wer-
den. Je höher also der auf das Gebäude 
entfallende Kaufpreis ist, desto höher 
sind die Werbungskosten, die der Steu- 
erpflichtige über die Jahre geltend 
machen kann. Deshalb ist der Käufer 
daran interessiert, einen möglichst  

hohen Anteil des Kaufpreises dem  
Gebäude zuzuordnen. Die Finanz- 
verwaltung allerdings möchte mög-
lichst viele Kosten dem Grund und  
Boden zurechnen. Diese gegenläufigen 
Interessen führen häufig zu Streitfäl-
len zwischen Käufern und Finanzver- 
waltung.

In Immobilienkaufverträgen ist häufig 
nur ein Gesamtkaufpreis genannt. Für 
steuerliche Zwecke muss der Käufer 
diesen Gesamtpreis in einen Anteil für 
das Gebäude und einen Anteil für den 
Grund und Boden aufteilen. Dazu gilt 

es zunächst, den Wert für den Grund 
und Boden sowie für das Gebäude 
gesondert zu bestimmen – um dann 
im nächsten Schritt den Gesamtkauf-
preis nach dem Verhältnis der beiden 
Wertanteile zu verteilen. Dabei ist 
es nicht gewollt, nur den Grund und  
Boden zu bewerten und den Wert der 
Immobilie aus der Differenz zwischen 
dem Gesamtkaufpreis und dem Boden-
wert herzuleiten. 

Bislang hat das Bundesministerium der 
Finanzen (BMF) eine Arbeitshilfe für 
die Kaufpreisaufteilung zur Verfügung 

von Alexandra Crisan, Steuerabteilung, Zentrale 

Steuern sparen  
beim Hauskauf 

Wer eine Immobilie kauft, kann einige Kosten in seiner Steuererklärung geltend machen. Es kam darüber aber  
oft zu Konflikten mit der Finanzverwaltung. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat nun eine Neuregelung angestoßen,  

die vorteilhaft für Käufer ist. 

gestellt, die in der Praxis sowohl der 
Finanzverwaltung als auch dem Steuer-
pflichtigen nützlich sein soll. Sie stand 
jedoch von vornherein in der Kritik: 
Vor allem in Ballungsräumen und Ge-
bieten mit hohem Nachfrageüberhang 
von Immobilien kommt es zu Preis- 
steigerungen und damit verbundenen 
Erhöhungen der Bodenwerte. Nach der 
Arbeitshilfe des BMF führt die Berech-
nungssystematik dazu, dass der Grund 
und Boden im Vergleich zum Gebäude 
überbewertet wird. In der Folge redu-
ziert sich das Abschreibungspotenzial  
für den Steuerpflichtigen: Er kann  
weniger Kosten in der Steuererklärung 
geltend machen.

Der Bundesfinanzhof (BFH) kommt nun 
den Steuerpflichtigen zu Hilfe: In einem 
aktuellen Urteil entschied er, dass die 
Arbeitshilfe des BMF nicht zur Kauf- 
preisaufteilung geeignet ist, da sie  
nicht die Aufteilung nach realen Ver-
kehrswerten gewährleistet.

TIPP: Für einen möglichst reibungs- 
losen Verlauf ist es von großem Vorteil, 
den Kaufpreis schon im Kaufvertrag 
schlüssig auf Gebäude sowie Grund  
und Boden aufzuteilen. Diese Auftei-
lung dient dann als Bemessungsgrund-
lage für die Berechnung der Gebäude- 
abschreibung. Darüber hinaus ist auf 
diese Art auch klar festgelegt, wel-

cher Anteil des Kaufpreises auf den 
Grund und Boden entfällt. Damit die 
Finanzverwaltung die vertragliche 
Kaufpreisaufteilung akzeptiert, sollte  
diese plausibel, nachvollziehbar und 
realistisch sein. Gibt es trotzdem 
noch Meinungsverschiedenheiten, 
kann eine Schätzung herangezogen 
werden. Der Aufwand für ein Sach-
verständigengutachten verbleibt als 
letzte Möglichkeit, wenn sich keine 
Einigung mit der Finanzverwaltung  
erzielen lässt. Wie diese auf das  
Urteil des BFH reagiert, bleibt abzu-
warten. Denkbar ist, dass die Arbeits-
hilfe angepasst wird, damit sie dem 
aktuellen Urteil gerecht wird.� ■

Tipps für Ihren Geldbeutel Tipps für Ihren Geldbeutel
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1.
Der eingetragene Kaufmann (e. K.)

Nach § 1 Abs. 1 des Handelsgesetz- 
buches (HGB) ist jeder, der ein Handels-
gewerbe betreibt, ein Kaufmann – und 
nach § 1 Abs. 2 HGB ist grundsätzlich 
jedes Gewerbe ein Handelsgewerbe. 
Allerdings definieren weder das HGB 
noch andere Gesetze den Gewerbe- 
begriff allgemeingültig, sodass darun-
ter je nach Gesetz etwas anderes zu 
verstehen ist. 

Ein Lebensmitteleinzelhändler betreibt 
als natürliche Person ein Handels- 
gewerbe im Sinne des Handelsgesetz- 
buches. Damit ist er juristisch immer  
ein Kaufmann. Für ihn gelten die  
Regelungen des Handelsgesetzbuches,  
selbst wenn er sich nicht in das  
Handelsregister eintragen lässt. Grund-
sätzlich ist er als Kaufmann auch zur 
Eintragung verpflichtet (§ 29 HGB) –  
allerdings ist es weder eine Straftat 
noch eine Ordnungswidrigkeit, wenn  
er es nicht tut. Das Registergericht 

kann aber ein Zwangsgeld (§ 14 HGB)  
verhängen. Dies gilt auch für die  
fehlende Eintragung von Zweignieder-
lassungen. 

Da die Regelungen für den Kaufmann 
aber auch ohne Eintragung gelten, hat 
er nichts davon, auf den Eintrag im 
Handelsregister zu verzichten. Wer ein 
Zwangsgeld vermeiden will, sollte sich 
deshalb spätestens bei Aufforderung 
eintragen. Das hat auch Vorteile: Zum 
Beispiel kann nur ein eingetragener 

von Andreas Albrecht, Rechtsanwalt/Fachanwalt für Steuerrecht, ADSR Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Zentrale

Unternehmer, Kaufmann, Gesellschafter:  

Was bedeutet das eigentlich?

In diesem Artikel erläutern wir einige Begriffe aus dem Handelsrecht aus juristischer Perspektive. Dafür stellen wir 
auch die gängigsten Gesellschaftsformen, die im unternehmerischen Leben und beim Lebensmitteleinzelhandel  

vorkommen, kurz dar. 

Kaufmann eine Vollmacht in der Form 
der Prokura erteilen. Das ist in der 
Praxis sehr häufig nötig, um nicht mit  
einzelnen Handlungsvollmachten in  
Papierform arbeiten zu müssen. 

Im Handelsregister wird der Kaufmann 
mit seiner Firma eingetragen. Die Firma 
ist grundsätzlich der Name, mit dem 
der Kaufmann im Geschäftsverkehr 
auftritt. Tatsächlich ist als Firma heute 
einiges möglich – allerdings auch nicht 
alles. Es kommt – typische Juristen- 
antwort – immer auf den Einzel-
fall an, aber auch auf das jeweilige  
Handelsregister. Aber es ist beispiels-
weise möglich, dass eine eingetragene  
Firma „Vater Mustermann Lebens- 
mitteleinzelhandel, Inhaber Sohn  
Mustermann“ heißt, wenn der Sohn 
den Kaufmannsbetrieb des Vaters 
übernommen hat. 

Vom Kaufmann abgrenzen kann man 
die freiberuflichen Tätigkeiten auf den 
Gebieten der Wissenschaft, der Kunst 
und der freien Berufe. Den freien  
Berufen sind zahlreiche Berufsgruppen 
aufgrund spezialgesetzlicher Regelun-
gen zugeordnet, zum Beispiel Rechts-
anwälte, Notare, Wirtschaftsprüfer, 
Steuerberater und Ärzte. Bei vielen 
Berufsgruppen ist die Zuordnung nicht 
eindeutig – dann gilt es gesondert  
anhand der Rechtsprechung zu prüfen, 
ob der Unternehmer gleichzeitig Kauf-
mann ist.

2. 
Der Einzelkaufmann

Der Lebensmitteleinzelhändler, der 
seine Geschäfte allein führt, ist Einzel-
kaufmann, oft auch Einzelunternehmer 

genannt. Der Begriff des Unternehmers 
ist umfassender als der des Kaufmanns, 
da ein Unternehmer ja nicht unbedingt 
ein Handelsgewerbe betreiben muss 
und dann eben auch kein Kaufmann 
ist. Lässt er sich freiwillig ins Handels-
register eintragen, wird er zum Kauf-
mann. Wie groß sein Unternehmen ist 
und wie viele Märkte er führt, ist dabei  
unerheblich. Eine natürliche Person 
kann grundsätzlich auch mehrere  
Einzelunternehmen führen – allerdings 
kann es sein, dass das Finanzamt diese 
steuerrechtlich als ein einziges Unter-
nehmen betrachtet. 

Unabhängig davon kann eine natürliche 
Person mehrfach unter verschiedenen 
Firmen ins Handelsregister eingetra-
gen sein. Die Firmen können steuer-
rechtlich wiederum zu einem oder zu  
mehreren Einzelunternehmen zählen. 
Handels- und Steuerrecht greifen an 
dieser Stelle ineinander, beurteilen 
die Sachverhalte aber nicht gleich. Im  
täglichen Geschäftsbetrieb ist diese  
Abgrenzung für den Unternehmer je-
doch kaum relevant. Daher ist diese 
Information für ihn zwar kein unnüt-
zes Wissen, aber es gibt tatsächlich  
Wichtigeres. 

3.
Der Unternehmer als Gesellschafter

Für die Gründung einer Gesellschaft 
gibt es viele Motivationen. Häufig soll 
die Familie oder ein Dritter beteiligt 
werden. Die sukzessive Beteiligung an 
einer Gesellschaft lohnt sich,
•	 wenn die Kinder nicht gleich den  

gesamten Betrieb des Lebensmittel- 
einzelhandels übernehmen sollen 
oder wollen;

•	 wenn die bisherigen Inhaber für ihre 
Altersvorsorge noch beteiligt blei-
ben wollen oder müssen;

•	 um verdiente Mitarbeiter zu binden 
und zu beteiligen;

•	 um die steuerlichen Schenkungsfrei-
beträge auszunutzen, die alle zehn 
Jahre in voller Höhe zur Verfügung 
stehen, und damit hohe Erbschaft-
steuerabschläge zu vermeiden.

Im Erbfall kann die Aufteilung des 
Vermögens schnell komplex werden –  
wenn zum Beispiel ein Lebensmittel- 
einzelhandel zum Erbe gehört, in den 
sich die Kinder nicht im gleichen Um-
fang einbringen können oder wollen.  
Bekommt ein Kind den Markt, sind  
damit zwar hohe Ertragschancen ver-
bunden, aber auch viel Arbeit und  
unternehmerische Risiken. Es erscheint 
nicht immer angemessen, das gegen-
über weiteren Kindern etwa durch 
Immobilien, Wertpapiere oder Geld 
auszugleichen. Dieses Ungleichgewicht 
lässt sich nicht abschließend aus dem 
Weg räumen, allerdings kann eine  
Gesellschaft die Vermögensverteilung  
erleichtern – indem die Beteiligung  
anteilig übertragen wird. Auch  
Immobilienvermögen lässt sich in eine 
Gesellschaft einbringen und dann 
wunschgemäß den Nachfolgern zuord-
nen. Wenn der Erblasser dies schon 
zu Lebzeiten gestaltet, kann er das  
„Zusammenwachsen“ der Beteiligten 
steuern und damit erleichtern. Nach 
einem Erbfall gestaltet es sich häufig 
schwieriger und scheitert regelmäßig. 

Je nach Wahl der Gesellschaftsform 
lässt sich auch eine Haftungsbeschrän-
kung erreichen. Der Einzelunternehmer 
haftet immer persönlich und unbe-
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schränkt. Das bedeutet, dass es für die 
Haftung keine Trennung zwischen sei-
nem privaten und unternehmerischen 
Vermögen gibt. An dieser Stelle sei ein 
verbreitetes Missverständnis beseitigt: 
Ehegatten haften nicht allein dadurch, 
dass sie die Ehe geschlossen haben, für 
die Schulden des jeweils anderen Ehe-
gatten. „Meins bleibt meins und deins 
bleibt deins“ – das gilt auch in der Ehe. 
Das Gleiche gilt für Verbindlichkeiten. 
Ein Ehegatte haftet nur dann für die 
Schulden des anderen, wenn er sich 
dazu entsprechend verpflichtet, also 
zum Beispiel auch den Darlehensver-
trag unterschreibt oder Grundschulden 
bei seiner Immobilie eintragen lässt. 
Für den Schutz des Ehegatten ist es  
daher nicht unbedingt erforderlich, 
eine haftungsbeschränkende Gesell-
schaft zu errichten.

Die Haftungsbeschränkung betrifft 
somit vorrangig den Unternehmer 

selbst und dessen Privatvermögen. Bei 
den haftungsbeschränkenden Gesell-
schaftsformen werden im Fall größerer 
Investitionen häufig die Geschäftsfüh-
rer oder wesentlich beteiligten Gesell-
schafter durch Bürgschaften oder als 
weitere Darlehensnehmer neben der 
Gesellschaft in die persönliche Haf-
tung genommen. Im Lebensmittelein-
zelhandel ist es auch typisch, dass der 
Geschäftsführer oder wesentlich be-
teiligte Gesellschafter auch noch im 
Verhältnis zu der Großhandlung zur 
persönlichen Haftung verpflichtet wird. 
Gegen die dann üblicherweise noch zu 
erwartenden Haftungsansprüche Drit-
ter, etwa der Kunden, kann der Unter-
nehmer sich versichern – daher dürfte 
die Haftungsbeschränkung nicht unbe-
dingt die vorrangige Motivation sein, 
eine Gesellschaft zu gründen. Dies ist 
anders als in anderen unternehmeri-
schen Bereichen, etwa im produzieren-
den Gewerbe, wo auch noch mit erheb-

lichen Produkthaftungsansprüchen zu 
rechnen ist. 

Allerdings „erkauft“ sich der Unter-
nehmer die Haftungsbeschränkung 
mit der Verpflichtung, dass in der Krise 
rechtzeitig der Antrag auf Insolvenz- 
eröffnung über das Vermögen der 
Gesellschaft gestellt werden muss. 
Versäumt der Geschäftsführer die 
rechtzeitige Antragstellung, haftet er 
nicht nur für den Zeitraum der Insol-
venzverschleppung wieder mit seinem 
persönlichen Vermögen, sondern hat 
sich gegebenenfalls auch noch strafbar 
gemacht. Ist der Unternehmer nicht 
gleichzeitig der Geschäftsführer, kann 
ihn gleichwohl die Haftung treffen, 
wenn er faktisch als Geschäftsführer 
handelt und z. B. die Antragsstellung 
verzögert. Um also tatsächlich die  
Haftung zu beschränken, reicht es 
nicht, die entsprechende Gesellschaft 
zu gründen. Es gilt, in der Krise frühzei-

tig zu handeln, sodass sich in der Praxis 
die erwartete Haftungsbeschränkung 
wieder relativiert. 

Als Folge der Haftungsbeschränkung 
müssen die Gesellschaften ihre Jahres- 
abschlüsse im elektronischen Bundes-
anzeiger veröffentlichen. Dadurch kann 
jeder, besonders die Gläubiger, diese 
jederzeit einsehen und prüfen. Auch 
diese Folge ist vielfach nicht gewünscht.

4.
Die Gesellschaftsformen

Die im Folgenden aufgeführten Gesell-
schaften sind Handelsgesellschaften 
nach deutschem Recht, sodass sie – wie 
der Kaufmann – immer dem Handels-
recht unterliegen. 

Bei den Gesellschaften unterscheidet 
der Jurist zwischen den Kapitalgesell-
schaften (GmbH, AG) und den Per-
sonengesellschaften (KG, OHG). Bei 
den Personengesellschaften bleibt die  
natürliche Person im Fokus der  
Betrachtung. Die Personengesellschaft 
ist aus juristischer Sicht nicht so eigen-
ständig – also von den Gesellschaftern 
entkoppelt –, wie es bei der Kapital- 
gesellschaft der Fall ist. Dort spricht 
man deshalb auch von der „juristi-
schen Person“. Entscheidend ist der 
Unterschied vor allem bei der Haftung:  
Bei der Personengesellschaft haftet  
zumindest immer ein Gesellschafter  
persönlich, also auch mit seinem  
privaten Vermögen. 

Die gängigsten Gesellschaftsformen 
sind die Offene Handelsgesellschaft 
(OHG), die Kommanditgesellschaft (KG) 
und die Gesellschaft mit beschränkter 

Haftung (GmbH). Auch die Aktienge-
sellschaft (AG) kann von jedem gewählt 
werden, wird in der Praxis allerdings 
eher von größeren oder börsenno-
tierten Unternehmen genutzt. Die 
AG kann durchaus auch bei kleineren  
Unternehmen interessant sein, aller-
dings sind hier die Gestaltungsmög-
lichkeiten im Gesellschaftsvertrag er-
heblich eingeschränkt. Vor allem im 
familiären Bereich kommen deshalb 
vorrangig die anderen Gesellschafts- 
formen vor:
•	 Bei der OHG gibt es mindestens zwei 

Gesellschafter, die nach den Rege-
lungen im Gesellschaftsvertrag am 
Vermögen beteiligt sind und dar-
aus ihre Stimmrechte ableiten. Die 
Gesellschafter haften jeweils unbe-
schränkt auch mit ihrem sonstigen 
Vermögen.

•	 Bei der KG gibt es zwei Arten von 
Gesellschaftern: den Komplemen-
tär, der unbeschränkt haftet, und die 
Kommanditisten, die nur mit ihrer 
Einlage haften. Ein Zugriff auf das 
sonstige Vermögen der Komman- 
ditisten ist grundsätzlich ausge-
schlossen.

•	 Die GmbH ist eine eigenständige  
juristische Person, die den Gläubi-
gern mit ihrem Vermögen haftet. 
Die Gesellschafter der GmbH haften 
grundsätzlich nur mit ihrer Betei-
ligung am Stammkapital und ihrer 
Einlage. 

5.
Die Familiengesellschaft

Die Familiengesellschaft als solche  
gibt es nicht. Tatsächlich bezeichnet 
man damit nur eine der vorbeschrie-
benen Gesellschaftsformen, deren 

Gesellschafterkreis überwiegend aus 
Familienmitgliedern besteht. Eine 
Gesellschaftsform, die sich dafür be-
sonders anbietet, ist die KG, bei der 
beispielsweise der bisherige Einzel- 
unternehmer als Komplementär wei-
terhin maßgeblich die Geschäfte führt, 
seine Familie aber bereits vermögens-
mäßig als Kommanditisten beteiligt. 
Gestalterisch sind bei dieser Gesell-
schaftsform auch einige Freiheiten im 
Gesellschaftsvertrag eröffnet, sodass 
sich viele familiäre Besonderheiten  
abbilden lassen. Allerdings gibt es auch 
bei den anderen Gesellschaftsformen 
ausreichende Gestaltungsmöglichkei-
ten, sodass letztendlich die persönli-
chen Bedürfnisse und Wünsche ent-
scheiden. In der Zusammenarbeit mit 
dem steuerlichen Berater kann die 
Umwandlung vom Einzelunternehmer 
in eine der Gesellschaftsformen – oder 
auch wieder zurück – meistens auch 
steuerlich neutral erfolgen. 

Wir beraten Sie gern!

Das kaufmännische Leben ist aus juris- 

tischer Sicht durchaus komplex und  

gerade für den Unternehmer selbst sehr  

unübersichtlich. Trotzdem schadet es  

nicht, wenn der Unternehmer seine 

rechtliche Stellung grob einordnen kann. 

Wichtig ist auch, zu wissen, dass man 

jederzeit aus dem Einzelunternehmen in 

eine Gesellschaft wechseln kann – das 

empfiehlt sich gerade im Hinblick auf 

die Unternehmensnachfolge und um 

steuerliche Freibeträge auszunutzen. 

Die enge Zusammenarbeit von ADS und 

ADSR ist dabei ein großer Vorteil. Wir  

begleiten Sie gern. Sprechen Sie uns  

an, wenn Sie dazu Fragen haben!� ■
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Die Finanzverwaltung erwartet, 
dass Unternehmen ihre Systeme 

und Prozesse beschrieben haben und 
dass alle Dokumentationen vollstän-
dig und nachvollziehbar sind. Diese 
Vorgaben wurden Ende 2014 an den 
technischen Fortschritt angepasst: 
Auch IT-gestützte Prozesse und elek- 
tronische Unterlagen in Unternehmen 
müssen nachvollziehbar, vollständig 
und nachprüfbar sein. Die Verfah-
rensdokumentation ist – sehr einfach 
ausgedrückt – ein Prozesshandbuch. 

Somit erleichtert sie auch den Onboar-
ding-Prozess neuer Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die damit alle rele-
vanten Informationen gebündelt zur 
Hand haben. 

Bei Betriebsprüfungen fordert die  
Finanzverwaltung vermehrt Verfahrens- 
dokumentationen an. Sind die Pro- 
zesse nicht ausreichend dokumentiert 
oder fehlen Verfahrensdokumenta-
tionen ganz, kann dies bei gravieren-
den Mängeln zu Hinzuschätzungen 

führen. Die Verfahrensdokumentation 
beschreibt sämtliche IT-gestützten Pro-
zesse, die in Ihrem Unternehmen ab-
laufen, vollständig und schlüssig. Dazu 
gehören etwa der papierhafte und 
elektronische Belegfluss, der Verkauf 
mit elektronischen Kassensystemen 
und die Organisation der Prozesse im 
Unternehmen. Sie bildet sowohl den 
Prozess selbst als auch die Organisa- 
tion, alle verwendeten IT-Systeme und 
die Zugriffsberechtigungen ab. Gleich-
zeitig müssen Sie dokumentieren, 

von Hendrik Heyer, UnternehmensBeratung, Zentrale

Verfahrensdokumentation:  
Wie sicher sind die Prozesse in Ihrem 

Unternehmen dokumentiert?

Als Unternehmer haben Sie sicherlich den Begriff „Verfahrensdokumentation“ schon mal gehört. Doch für wen genau 
sind diese Dokumentationen wichtig, und warum müssen Sie sich zwingend mit dem Thema beschäftigen? Wir klären  
auf und unterstützen Sie bei der Erstellung der notwendigen Verfahrungsdokumentation, um Sie vor Steuernach- 

zahlungen aufgrund von Formfehlern zu schützen. 

mit welchen internen Kontrollen Sie  
sicherstellen, dass die Vorgehenswei-
se im Unternehmen auch tatsächlich 
eingehalten wird – eine Vorstufe des 
internen Kontrollsystems. Bei dieser 
Gelegenheit erkennen Sie auch gleich, 
welche Prozesse in Ihrem Unterneh-
men angepasst und optimiert werden 
müssen.

Dürfen Sie digitalisierte  
Papierbelege vernichten? 

Digitale Daten sind viel leichter –  
beabsichtigt oder unbeabsichtigt – zu 
„vernichten“ oder zu verfälschen als 
Papierbelege. Die Finanzbehörde hat 
deshalb Grundsätze zur ordnungs-
mäßigen Führung und Aufbewahrung 
von Unterlagen in elektronischer Form 

vorgegeben. Damit Sie Papierbelege 
dauerhaft vernichten können, muss 
ein Prozess implementiert sein, der 
sicherstellt, dass die digitalisierten 
Aufzeichnungen ordnungsgemäß ab-
gelegt werden können. Dieser Prozess 
muss in einer Verfahrensdokumenta- 
tion beschrieben sein, und alle Belege 
müssen darüber hinaus vollständig 
und revisionssicher hinterlegt werden.  
Dafür benötigen Sie ein revisions- 
sicheres Archivsystem. 

Seit einiger Zeit kommen die Prü-
fer auch unangekündigt: Im Rahmen  
einer unangekündigten Kassennach-
schau hat das Finanzamt jederzeit die  
Möglichkeit, die Ordnungsmäßigkeit 
der Kasse zu überprüfen. Insbeson- 
dere für die elektronische Kasse  

als buchführungsrelevantes Kassen-
system ist eine Verfahrensdokumen-
tation zwingend. Neben einer Doku-
mentation des Kassensystems, der 
Kassieranweisung und einem internen 
Kontrollsystem besprechen wir auch 
eine Kassennachschau der Finanz- 
verwaltung. Es lohnt sich also, vor- 
bereitet zu sein: Nutzen Sie unsere  
Erfahrung, um Steuern zu sparen!

Die Verfahrensdokumentation ist keine 
Formalie, die einmalig erstellt wird. 
Sie muss laufend überprüft und bei 
Veränderungen angepasst werden. 
Wir beraten Sie hinsichtlich Ihrer  
Prozesse und bei der Erstellung einer 
vollständigen Verfahrensdokumenta-
tion. Sprechen Sie Ihren ADS-Berater 
hierzu gerne an.� ■
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Alle Jahre wieder sorgen die  
nahenden Abgabetermine für 

Einkommensteuererklärungen für  
Betriebsamkeit unter Steuerzahlern 
und Steuerberatern. Hier die zurzeit 
geltenden Fristen im Überblick:

•	 Steuererklärungen 2020:
Für steuerlich nicht beratene  
Bürger gilt eine Abgabefrist bis 
zum 02.08.2021. Wer seine Steuer- 
erklärung durch einen Steuerbe-
rater anfertigen lässt, hat bis zum 
28.02.2022 Zeit, sie abzugeben.

•	 Steuererklärungen 2019:
Für die Erklärungen, die von steuer- 
lichen Beratern erstellt werden, 
wurde die ursprüngliche Abgabe-
frist (01.03.2021) aufgrund der  
Corona-Pandemie um sechs Mona- 
te bis zum 31.08.2021 verlängert. 
Für steuerlich unberatene Bürger 
wurde die Abgabefrist nicht ver- 
längert – Stichtag für diesen Per-
sonenkreis war unverändert der 
31.07.2020.

Die genannten Fristen gelten allerdings 
nur für Steuerzahler, die verpflichtet 
sind, eine Einkommensteuererklärung 
abzugeben (etwa bei Steuerklassen- 
kombination III/V oder bei Arbeit-
nehmern mit Nebeneinkünften von 
mehr als 410,00 €). Wer seine Steuer- 
erklärung freiwillig einreicht – etwa 
ledige Arbeitnehmer mit nur einem 
Arbeitsverhältnis und ohne Neben- 
einkünfte –, hat für das Jahr 2019  
noch bis zum 31.12.2023 und für das 
Jahr 2020 noch bis zum 31.12.2024 
Zeit. In diesen Fällen gilt also die  
vierjährige Festsetzungsfrist.� ■

Das ADS-Net löst unser bisheriges 
Mandantenportal, das ADS-Extra- 

net, ab und bildet künftig Ihr neues  
Eingangstor zur ADS. Stellen Sie es 
sich als perfekte digitale Ergänzung zu  
Ihrem persönlichen Berater vor Ort  
vor: Im ADS-Net finden Sie an einer 
Stelle gebündelt alle wichtigen Infor-
mationen rund um Ihr Unternehmen –  
Berichte, Produkte, Vorlagen und  
Nachrichten. Sie können von überall 
und zu jeder Zeit per PC, Tablet oder 
Smartphone darauf zugreifen. 

Einfach, übersichtlich und sicher

Über Ihr elektronisches Postfach tau-
schen Sie unkompliziert Nachrichten 

und Dokumente mit Ihrem persön- 
lichen Berater aus. Greifen Sie auf die 
Unterstützung von Experten zurück, 
wenn es um spezielle Fachthemen 
geht. Ihre Daten schützen wir mit  
einer Zwei-Faktor-Authentifizierung, 
sodass alle Ihre digitalen Unterlagen 
und Nachrichten sicher im ADS-Net 
verwahrt sind. Neben dem modernen 
und aufgeräumten Design und den 
neuen Funktionen hat das ADS-Net den 
zusätzlichen Vorteil, dass wir es konti-
nuierlich weiterentwickeln. Damit sind 
Sie sicher für die Zukunft aufgestellt. 

In der Region Rhein-Ruhr ist das ADS-
Net bereits erfolgreich gestartet. 
Die ersten Rückmeldungen sind sehr  

positiv: Besonders die Möglichkeit, 
vom Smartphone aus auf das ADS-Net 
zuzugreifen, nehmen die Mandanten 
begeistert an. Wir freuen uns auf Ihr 
weiteres Feedback!

Sie sind neugierig geworden und 
wollen wissen, wann es in Ihrer  
Region losgeht?

Wir werden das ADS-Net etappen-
weise ausrollen und Sie rechtzeitig 
informieren, wenn Ihre Region 
an der Reihe ist. Wenn Sie Fragen 
haben, sprechen Sie gern Ihren 
ADS-Berater an.� ■

von Antje-Katrin Reimers, Steuerabteilung, Zentrale 

von Hendrik Heyer, UnternehmensBeratung, Zentrale 

Wann muss die  
Steuererklärung beim  

Finanzamt sein? 

ADS-Net: das Eingangstor zur ADS

Mit dem ADS-Net öffnen wir ein neues Kapitel der Mandanten-Interaktion. Wir rollen es regionsweise aus – den  
Anfang macht die Region Rhein-Ruhr: Dort ist das ADS-Net bereits im Einsatz. 

Tipps für Ihren Unternehmeralltag Tipps für Ihre Zukunft
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Der Gesetzgeber hat sich entschlossen, Familien ab 2021 mit verschiedenen Maß- 
nahmen finanziell weiter zu entlasten. Die Förderungen betreffen das Kindergeld und 

Kinderfreibeträge sowie das Baukindergeld.

von Sebastian Dullek, ZGB PrivatBeratung

Ampel auf Grün:  
Der ADS-PrivatPlan® kann jetzt noch mehr

Die persönliche finanzielle Situation komplett zu analysieren, ist eine komplexe Angelegenheit. Umso wichtiger ist es, dass 
die Darstellung der Ergebnisse leicht verständlich ist. In diesem Wissen hat der zentrale Geschäftsbereich (ZGB) Privat- 
Beratung die private Finanzplanung neu gedacht und die Ergebnisse des ADS-PrivatPlans® umfangreich weiterentwickelt.

V ielen Menschen fällt es schwer, 
sich mit der eigenen finanziel-

len Situation auseinanderzusetzen – 
schließlich gibt es viele unterschiedli-
che Informationen zu berücksichtigen. 
Auch sind die Verträge und Dokumente 
häufig unverknüpft, sodass die Infor-
mationslage unübersichtlich ist. 

An dieser Stelle nimmt Ihnen der 
ADS-PrivatPlan® viel Arbeit ab: Wir  
analysieren Ihre private finanzielle  
Situation vollumfänglich. Dabei be-
rücksichtigen wir sämtliche relevanten 
Vermögensbestandteile und planen 
sowohl private als auch berufliche  
Zahlungsströme ein, sodass Sie ein  

vollständiges Bild erhalten. Damit Sie 
dieses Bild besser erfassen können,  
haben wir die Darstellung der Ergeb-

nisse komplett überarbeitet. Heraus- 
gekommen ist ein in der privaten  
Finanzplanung neues und bislang ein-
zigartiges Ampelsystem, mit dem Sie 
auf den ersten Blick erkennen, ob 
Handlungsbedarf besteht oder nicht.

Außerdem haben wir die Ergebnisse  
der Finanzplanung neu strukturiert und 
aufbereitet. Es gibt nun 10 Kategori-
en, die sich jeweils mit einem Aspekt 
Ihrer privaten Finanzen befassen. Jede 
dieser Kategorien beinhaltet verschie-
dene Unterkategorien, die einzelne  
Facetten des jeweiligen Themen- 
bereichs aufgreifen und bewerten.  
Dazu gibt die ADS-PrivatBeratung  

eine auf Ihre Situation zugeschnittene  
Empfehlung ab. 

Falls Sie etwa im Bereich Berufsun- 
fähigkeit noch nicht vollständig abge- 
sichert sind, erkennen Sie dies sofort  
an der roten Ampel in diesem Bereich. 
Im Erklärungstext finden Sie alle wich-
tigen Detailinformationen darüber –  
also zum Beispiel einen Hinweis, in 
welcher Höhe Sie einen zusätzlichen 

Schutz abschließen sollten, um das  
Risiko einer Berufsunfähigkeit voll- 
ständig abzusichern. 

Selbstverständlich lassen wir Sie nicht 
mit den Ergebnissen des ADS-Privat-
Plans® allein. Eine persönliche Beratung  
ist unabdingbar – und auch während 
der Corona-Pandemie möglich: Wir 
schalten uns per Online-Konferenz 
mit Ihnen zusammen. Die Präsenta-
tionsunterlagen sind speziell auf die 
Anforderungen zugeschnitten, die mit  
Videoberatungen verbunden sind: Eine 
interaktive Darstellung führt Sie durch 
Ihre private finanzielle Situation und 
zeigt Ihnen das vollständige Bild.

Sie haben Fragen rund um Ihre 
private finanzielle Situation und 
möchten sich professionelle Un-
terstützung holen? 

Unsere Finanzplaner helfen Ihnen 
gern weiter und stehen Ihnen für 
eine kostenlose Erstberatung  
per Video gerne zur Verfügung.� ■

1. 	 Ruhestand 
2. 	 Liquidität 
3. 	 Vermögensstruktur 
4. 	 Liquides Vermögen 
5. 	 Immobilien 
6. 	 Beteiligungen 
7. 	 Renten- & Kapital- 
	 versicherungen 
8. 	 Vorsorge 
9. 	 Personenrisiken 
10.	 Sachrisiken

10  
aussagekräftige  

Finanzsignale

https://www.ads-steuer.de/leistungen/privatberatung/kontakt-videogespraech
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Hard- und Software sind wie alle 
anderen abnutzbaren Wirtschafts-

güter grundsätzlich über die Nutzungs-
dauer abzuschreiben, wenn diese mehr 
als ein Jahr beträgt. Bislang wurden 
Computer, Scanner und Drucker auf 
drei Jahre abgeschrieben, sofern sie 
nicht als geringwertige Wirtschafts- 
güter einzuordnen sind. Für sogenann-
te ERP-Software (ERP = Enterprise  
Resource Planning Software) galt 
eine Nutzungsdauer von fünf Jahren.  
Belaufen sich die Netto-Anschaffungs-
kosten auf maximal 800,00 €, werden 
Hard- und Software als geringwertige  
Wirtschaftsgüter angesehen und  
können sofort, also in voller Höhe,  
abgeschrieben werden.

Die Neuregelung durch das Bundes-
finanzministerium ermöglicht eine 
Sofortabschreibung im Betriebs- so-
wie im Privatvermögen, wenn die 
Hard- und Software genutzt wird, um 
Einkünfte zu erzielen. Die Formulie-
rung des BMF, dass eine einjährige  
Nutzungsdauer zugrunde gelegt  
werden kann, lässt vermuten, dass 
dem Steuerpflichtigen hinsichtlich 
der Abschreibungsdauer ein Wahl-
recht zustehen soll. Das Schreiben gilt 
für Wirtschaftsjahre, die nach dem 

31.12.2020 enden – in der Regel also 
für Wirtschaftsjahre ab 2021. Hat 
der Steuerpflichtige bereits vor dem 
01.01.2021 Hard- oder Software ange-
schafft und mit der Abschreibung auf 
mehrere Jahre begonnen, kann er diese 
Wirtschaftsgüter ab 2021 ebenfalls in 
voller Höhe abschreiben. Beim Ansatz 
der einjährigen Nutzungsdauer kommt 
es zu einer Sofortabschreibung in voller 
Höhe, und zwar auch dann, wenn die 
Hard- oder Software erst im Laufe des 
Jahres erworben wird. Eine lediglich 
zeitanteilige Abschreibung – bei Erwerb 
am 01.07.2021 in Höhe von 50 % – ist 
dann nicht mehr möglich.

Zur Hardware gehören Desktop-PCs, 
Notebooks, Tablets, Desktop-Thin- 
Clients, Workstations, mobile Work-
stations, Small-Scale-Server, Docking- 
Stations, externe Netzteile sowie  
Peripheriegeräte wie Tastatur, Maus, 
Scanner, Kamera, Mikrofon, Headset, 
Grafiktablett, externes Laufwerk, Bea-
mer und Drucker. Software umfasst die 
Betriebs- und Anwendersoftware zur 
Dateneingabe und Datenverarbeitung, 
ERP-Software, Software für Warenwirt-
schaftssysteme und sonstige Anwen-
dungssoftware zur Unternehmensver-
waltung oder Prozesssteuerung.

Hinweis: Die hier dargestellten 
Grundsätze gelten auch für Steuer- 
pflichtige, die nicht unternehme-
risch tätig sind, sondern sogenann-
te Überschusseinkünfte erzielen, 
etwa Einkünfte aus Vermietung 
und Verpachtung, Einkünfte aus 
nichtselbstständiger Arbeit oder 
sonstige Einkünfte. Auch sie kön-
nen also Hard- und Software ab 
2021 sofort abschreiben. � ■

von Alexandra Crisan, Steuereabteilung, Zentrale 

NEU:  
Digitale Wirtschaftsgüter sofort 

komplett abschreiben 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat ein neues Schreiben veröffentlicht: Für Wirtschaftsjahre, die nach dem 31.12.2020 
enden, lässt es eine einjährige Nutzungsdauer für Hard- und Software zu. 

V iele ältere Menschen wohnen  
allein in ihrer Wohnung und 

versorgen sich selbst. Damit sie sich  
sicherer fühlen und im Notfall 
schnellstmöglich Hilfe bekommen,  
gibt es Hausnotrufsysteme. Ob die 
Kosten für diesen Service auch steuer- 
ermäßigend berücksichtigt werden 
können, hatte kürzlich das Finanz- 
gericht (FG) Sachsen zu entscheiden.

Der Fall:
Die Klägerin, 1933 geboren, hatte 
im Jahr 2018 ein Hausnotrufsystem 
in Anspruch genommen und dabei  

das Standard-Paket mit Gerätebereit- 
stellung und 24-Stunden-Service- 
zentrale gebucht. Für die Aufwen-
dungen für das Hausnotrufsystem 
außerhalb des betreuten Wohnens 
beantragte die Klägerin eine Steuer- 
ermäßigung. Das Finanzamt erkannte  
die Kosten jedoch nicht an und be- 
gründete dies damit, dass keine haus-
haltsnahe Dienstleistung im Haushalt 
der Klägerin vorliege.

Das Urteil:
Die Klage vor dem FG war erfolgreich.  
Haushaltsnahe Dienstleistungen sind 

solche Tätigkeiten, die gewöhnlich 
durch Mitglieder des Haushalts oder 
dort Beschäftigte erbracht werden. 
Im Regelfall stellen in einer Haushalts- 
gemeinschaft lebende Familienange- 
hörige im räumlichen Bereich des 
Haushalts sicher, dass kranke und alte 
Haushaltsangehörige im Bedarfsfall  
Hilfe erhalten. Diese Bereitschaft er- 
setze das von der Seniorin in Anspruch 
genommene Notrufsystem, entschie-
den die Richter. Dass sich die Not- 
rufzentrale nicht im räumlichen Be- 
reich des Haushalts befinde, sei un- 
erheblich.� ■

von Andreas Brosien, Steuerabteilung, Zentrale 

Hilfe im Notfall:  
Kosten für Hausnotrufsystem  

sind absetzbar

Tipps für Ihre Zukunft Tipps für Ihre Zukunft
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Kurioses Urteil: Ein Marderbefall ist 
keine außergewöhnliche Belastung

Obwohl der Besuch von Mar-
dern zu einer echten Belastung  

werden kann, stellen Kosten, die für 
die Beseitigung von Mardertoiletten 
entstehen, keine außergewöhnliche 
Belastung dar. Das entschied 2020  
das Finanzgericht Hamburg. 

Der Fall: Im Rahmen ihrer Steuer- 
erklärung 2015 hatten die Kläger die 
Aufwendungen für die Sanierung und  
Neudeckung des Dachs ihres Ein- 
familienhauses als außergewöhnliche 
Belastung geltend machen wollen. 

Diese Arbeiten seien aufgrund eines 
Marderbefalls notwendig gewesen. 
Das Finanzamt lehnte die Berück- 
sichtigung der Kosten als außer- 
gewöhnliche Belastungen ab: Die  
Kläger hätten nachweisen müssen, 
dass im Streitjahr konkrete Gesund-
heitsgefährdungen oder eine objektiv 
unzumutbare Geruchsbelästigung ein-
getreten sind. Da das Marderproblem 
bereits seit 2003 bestanden habe, 
sei eigenes Verschulden nicht auszu- 
schließen, begründete das Finanz- 
gericht. � ■

Im Rahmen unseres betrieblichen  
Gesundheitsmanagements haben wir  

gemeinsam mit unserem Koopera- 
tionspartner BKK Mobil Oil einen  
Gehwettbewerb durchgeführt: Über 
zwei Monate waren viele Kolleginnen 
und Kollegen besonders aktiv. Ziel war 
es, in 8 Gruppen virtuell eine Strecke 
entlang unserer Standorte zu bewäl-
tigen. Diese Herausforderung haben 
wir gemeistert! Und das alles für einen  
guten Zweck: Für jeden gelaufenen  
Kilometer gehen 2,00 € an die  
Spendenorganisation „Nummer gegen  

Kummer“. Insgesamt sind bei der  
Aktion 6.624,00 € zusammengekom-
men. Vielen Dank für Ihren Einsatz!

Der gemeinnützige Verein bietet seit 
vielen Jahren kostenfreie telefonische 
Gespräche und Beratung für Kinder, 
Jugendliche, deren Eltern und andere 
Erziehungsverantwortliche an. Hilfe-
suchende können sich bei Sorgen und 
Problemen anonym und vertraulich 
Rat holen. Weil der Bedarf durch die  
Corona-Pandemie und die Schließung 
der Schulen und Kitas noch einmal 

stark gewachsen ist, baut der Verein 
die Onlineberatung für Kinder in Not 
weiter aus. 

„Wir freuen uns sehr über die 
Spendensumme, die in den 
bundesweiten Ausbau unserer 
Chat-Beratung fließen wird. Da- 
mit erreichen wir die Kinder und 
Jugendlichen, denen es schwer-
fällt, ihre Probleme telefonisch 
mitzuteilen.“ 
Anna Zacharias, Leiterin Öffentlichkeitsarbeit� ■

Die Organisation „Nummer gegen Kummer“ freut sich über unsere Spende. 

Bewegung für einen guten Zweck

Mitarbeiter werben Mitarbeiter: 
Herzlichen Glückwunsch, Claudia Salzeder!

E inmal im Jahr verlosen wir im 
Rahmen unseres Programms 

„Mitarbeiter werben Mitarbeiter“ 
unter allen werbenden Kollegin-
nen und Kollegen, deren Empfeh-
lung zwar nicht zu einer Einstellung, 
aber mindestens zu einem persön- 
lichen Vorstellungsgespräch mit der  
Fachabteilung geführt hat, zwei  
Tage Sonderurlaub.

Am 15.04.2021 hat Matthias Weiß, 
Geschäftsführer der ADS, die Los- 
trommel gerührt und die glückliche 
Gewinnerin gezogen: 

Claudia Salzeder 
aus der Zweigniederlassung Landshut. 

Sie darf sich in diesem Jahr über zwei 
zusätzliche Urlaubstage freuen. Für 
die Mitarbeiterin hat es sich gelohnt, 
ihren Arbeitgeber zu empfehlen. 

Wir gratulieren herzlich! � ■

Interna Interna
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